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VORWORT


Das Buch wendet sich an all diejenigen, die mit offenen Augen ein Unternehmen führen, und die, welche ihr schwer erwirtschaftetes Vermögen in Sicherheit sehen wollen. Auch für den Normalbürger ist die Frage existenziell, wie es um die Sicherheit seines Ersparten steht. In der jetzigen Situation verliert Erspartes immer mehr an Wert. Die junge Generation muss sich darüber im Klaren sein, dass, wenn sich nichts auf der politischen Ebene ändert, ihre Altersversorgung sehr ungewiss ist. Dieses Buch will keine Anlageformen anpreisen, jedoch den Blick auf die Realitäten in Deutschland und Europa lenken. Wenn es in Europa zum Kollaps kommt, wird Deutschland sehr stark davon betroffen sein. Dieses Buch klärt auf, welche Sicherheiten Deutschland auf der europäischen Ebene für die schwachen südlichen Volkswirtschaften gegeben hat und welche Folgen hieraus erwachsen könnten. Darüber hinaus wird anhand aussagekräftiger Zahlen wirtschaftswissenschaftlich belegt, dass die Rettungsmaßnahmen für die Südländer in das Desaster führen können. Durch die Kenntnis eines bevorstehenden Unglückes wird dieses nicht minder schlimm, aber darauf vorbereitet zu sein, kann dazu beitragen, angemessen damit umzugehen.


Wolfgang K. E. WITTMANN


Europa als Wertegemeinschaft mit „Freihandel“ und möglichst vielen gemeinsamen Standards als Europäische Wirtschaftsgemeinschaft unter Einbeziehung vielfältiger Staaten ist ein großes, erstrebenswertes Ziel.


Eine gemeinsame Währung funktioniert jedoch nur bei gleichen sozialen Standards, gemeinsamen Steueraufkommen, einheitlicher Fiskalpolitik und vergleichbarer wirtschaftlicher Stärke.


Diese Situation haben wir in Europa nicht. Somit ist die Ausweitung der EUROZONE eine verfrühte politische Fehlentscheidung.


Die sozialen Konflikte in den südeuropäischen Staaten sind Folgen der Einführung des Euro und einer verfehlten Austeritätspolitik (Sparpolitik).


Die hohe Arbeitslosigkeit und soziale Konflikte innerhalb dieser Ländergruppe erweisen sich letztendlich als die Konsequenz aus überhöhter Schuldenaufnahme, maßloser Lohn- und Rentenpolitik und des Verlustes von Wettbewerbsfähigkeit.


Da der Euro für die südlichen Länder in Europa viel zu hoch bewertet ist, sind die Einfuhren sehr günstig und die Ausfuhren zu teuer. Das hat zu der fatalen Situation geführt, dass z. B. in Griechenland Agrarprodukte aus dem nördlichen Europa eingeführt werden. Dies wiederum zieht den Einbruch der heimischen griechischen Agrarindustrie nach sich! Da eine Abwertung des Euro einzelner Länder nicht möglich ist, wird sich an der Situation nichts ändern. Die Verschuldung wird ständig wachsen.


Die bisherigen Rettungspakete bedienten in erster Linie die internationalen Gläubiger, Banken und Staaten. Die daran geknüpften Sparauflagen, mit der Folge der hohen Arbeitslosigkeit, haben den Abwärtstrend in den betroffenen Ländern noch verstärkt.


Soziale Konflikte aufgrund von extremer Arbeitslosigkeit in den südeuropäischen Staaten stellen ein direktes Ergebnis der aktuellen Europolitik dar. Seit Einführung des Euro und der starken Reduzierung der Zinsen begann eine Reihe von Ländern, vor allem in Südeuropa, sich hoch zu verschulden. Statt die eigene Infrastruktur und Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern, floss zu viel Geld in unproduktive Bereiche. Spekulationen blühten und Strukturen blähten sich auf. Eine künstliche Nachfrage mit Krediten wurde erzeugt.


Deshalb stiegen im Vergleich zu Deutschland die Lohnstückkosten (durchschnittliche Arbeitskosten je Produktionseinheit) in den südeuropäischen Staaten stark an. Ein überhöhtes Lohnniveau, schlechte Infrastruktur und der Mangel an hoch qualifizierten Fachkräften verschlimmern die Situation. Vor Einführung des Euro glichen flexible Wechselkurse diese Nachteile aus.


Ein Vorteil des Euro, die geringen Refinanzierungszinsen, wurde nicht für eine maßvolle Politik der Haushaltskonsolidierung und Reduzierung von Staatsschulden genutzt. Die Einsparungen wurden für Mehrausgaben im Staatsetat verwendet. Standortschließungen und Abwanderung von Unternehmen führten in der Folge zu erhöhter Arbeitslosigkeit. Auch wenn die Lohnstückkosten in einigen Krisenländern tendenziell rückläufig sind, ist das in erster Linie ein Effekt des Abbaus von Arbeitsplätzen im gering qualifizierten Bereich und somit Problem verschärfend.


Die Rettungspolitik der Bundesregierung, zusammen mit der EU, der EZB und dem IWF, stellt keine Hilfe dar. Ein Großteil der Rettungspakete erreicht nicht die Bevölkerung der südeuropäischen Staaten, sondern vielmehr die Gläubiger dieser Staaten und deren Banken. Das Geld steht also nicht für Investitionen und Infrastrukturmaßnahmen zur Verfügung, die Arbeitsplätze schaffen könnten.


Die mit den Zahlungen einhergehenden Sparauflagen verschärfen zudem die schon jetzt vorherrschenden sozialen Konflikte.


Die sozialen Verwerfungen und die Unruhen infolge der politisch verordneten realen Abwertung in Form der Agenda 2010 in Deutschland sind noch gut in Erinnerung. Die Auswirkungen einer ähnlichen Reform in den südeuropäischen Staaten wären aufgrund der sehr viel schlechteren übrigen Ausgangsbedingungen wie Arbeitslosigkeit, Handlungsunfähigkeit des Staates und des sehr viel höheren Ausmaßes der notwendigen realen Abwertung sehr viel dramatischer.


Die Einführung von Parallelwährungen oder nationalen Währungen würde eine gesteuerte, offene Abwertung ermöglichen, die Wettbewerbsfähigkeit wiederherstellen, Einkommen schaffen und dadurch weit weniger sozialen Brennstoff liefern als die bislang verabschiedeten „Rettungspakete“.


Darüber hinaus böte eine Struktur- und Wachstumspolitik zur Qualifikation von Arbeitskräften und zum Aufbau mittelständischer Unternehmen langfristig Chancen, im internationalen Wettbewerb wieder mithalten zu können. Ausbleibende Zahlungen aus Bürgschaften anderer Länder erzeugten darüber hinaus einen Anpassungsdruck, Privilegien abzubauen und Arbeitsmärkte flexibler zu gestalten und so auch die beruflichen Chancen junger Menschen zu erhöhen.


Die Auswirkungen der Einführung von Parallelwährungen oder eines Ausstiegs aus dem Euro böten Krisenländern die Möglichkeit, durch nominale Abwertung Wettbewerbsfähigkeit zu erlangen, um zusätzlich Einkommen zu schaffen. Das Nebeneinanderbestehen von Parallelwährungen oder nationalen Währungen als Folge der schrittweisen Auflösung der Eurozone würde darüber hinaus dazu führen, dass Krisenländer aufgrund ausbleibender Transfers verkrustete Strukturen aufbrechen müssten.


Privilegien wären nicht länger finanzierbar. Arbeitsmärkte müssten flexibler werden – ein Anpassungsdruck würde erzeugt. Zielgerichtete Struktur- und Wachstumspolitik, Qualifizierung von Facharbeitskräften, Investitions- und Strukturhilfen ermöglichten den Aufbau international wettbewerbsfähiger mittelständischer Unternehmensstrukturen. Junge, qualifizierte Menschen würden wieder verstärkt Arbeit finden. Nicht zuletzt würden weitere Haftungsverpflichtungen der noch solventen Staaten obsolet.


„Einige Länder wie Griechenland, Zypern, Italien, Portugal oder Spanien benötigen heute eine substanzielle Abwertung, damit sie wieder wettbewerbsfähig werden, aber die ist im Euro nicht zu haben.


Temporäre Austritte aus der Eurozone, die einhergehen mit Schuldenschnitten zulasten der privaten Gläubiger, sind unerlässliche Voraussetzungen für die Wiederherstellung der Wettbewerbsfähigkeit.“


Prof. Hans-Werner Sinn, ifo Institut München


Warum sind die Wechselkurse so wichtig?


Bei wirtschaftlich schwachen Ländern fällt im Verhältnis zu den wirtschaftlich starken Ländern der Kurs der eigenen Währung. Für diese Staaten werden Ausfuhren einfacher, da das Ausland durch den günstigeren Umtauschkurs billiger einkaufen kann. Gleichzeitig müssen die Einfuhren in das schwache Land schwerer werden, weil mehr in der eigenen Währung für den Kauf ausländischer Waren aufgewendet werden muss.


Folge: Die Exporte nehmen zu, die Importe sinken.


Hätte Griechenland zum Beispiel noch seine eigene Währung, wäre es in der Lage, diese abzuwerten und seine Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt herzustellen.


Mit dem EURO ist dieser Weg der Staatssanierung versperrt.


Freie Wechselkurse gleichen wirtschaftliche Unterschiede effizient aus. Der Wechselkurs übt eine ausgleichende Wirkung zwischen den Staaten aus.


Wenn in dem starken Industrieland die Importe steigen, wird im Ausland vermehrt eingekauft. Dann steigt die Nachfrage nach der Währung des schwachen Landes. In der Folge sinkt der Wechselkurs für das starke Land.


In die gleiche Richtung führen die vermehrten Exporte des Schwachwährungslandes. Es kommt zum Kapitalzufluss. Das starke Land benötigt vermehrt Geld des schwachen Landes.


Ergebnis:


Die flexiblen Wechselkurse verändern sich so weit, dass sich das Verhältnis von Importen und Exporten wieder angleicht, auch wenn die wirtschaftliche Entwicklung der Staaten unterschiedlich schnell verläuft.


Erkenntnis:


Der flexible Wechselkurs ist eine Ordnungsmacht! Sie reguliert sich selbst.


Steigt der Austauschkurs eines Landes, wirken die zunehmenden Importe und steigenden Exporte des Auslandes als Regulator dagegen. Dann kann es nicht zu einem Ausbluten eines Landes kommen, wie in Griechenland geschehen. Das Kapital geht nicht durch Kapitalflucht verloren.


Auch die anderen südlichen Länder leiden unter dem Problem „fehlender Wechselkurs“!


Daher wurden von den starken Ländern über die KfW (Kreditanstalt für Wiederaufbau), den ESF (Europäischer Sozialfonds) und den ESM (Europäischer Stabilitätsmechanismus) Kredite zu einzigartigen Niedrigbedingungen gewährt. Von einer Rückzahlung der Kredite sind die Schuldenländer weit entfernt.


Griechenland zum Beispiel erwirtschaftet weiter Defizite und braucht neue Kredite.


An eine Rückkehr an den freien Kapitalmarkt ist für viele Jahre nicht zu denken.


Forderungsverzicht und niedrige Zinskonditionen lassen den Steuerzahler der Geberländer Milliardenverluste tragen. Allein Deutschland haftet für bis zu 190 Milliarden Euro. Das ist gesetzwidrig. Die in Europa geltenden Maastricht- und Lissabon-Verträge verbieten eine Haftungsgemeinschaft.
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